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Philipp Grüßner WSI  
 

Mitglieder 
Jan Lüchau CDU  
Jochen Peter Lüchau CDU Vertretung für: Herbert 

Thomascheski 
Anja Lembach CDU Vertretung für: Jens Berg-

stein 
Julian Fresch CDU  
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Dagmar Süß Bündnis 90 / Die Grünen  
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Wolfgang Rüdiger 
 
Laurin Schwarz 
Nina Schilling 
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SPD 
FDP 

Vertretung für: Lothar 
Barop 

   
 

Umweltbeirat 
Jens Brüggemann Umweltbeirat  
 

Jugendbeirat 
Jonas Hergert Jugendbeirat  
Hauke-Elias Zucht Jugendbeirat  
 

Seniorenbeirat 
Heide Dewitz Seniorenbeirat  
Wolfgang Meyer-Lomberg Seniorenbeirat  
 

Verwaltung 
Julia Fisauli-Aalto stellv. Bürgermeisterin  
Kirsten Gragert Protokollführung  
Ralf Waßmann 
Marleen Kaup 
Manuel Baehr 
Volkmar Scholz 
Rolf Jagemann 
Angela Gärke 
 
 

FBL Bürgerservice 
FD Personal 
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Abwesend 
 
Mitglieder 
Herbert Thomascheski CDU entschuldigt 
Jens Bergstein 
Lothar Barop 

CDU 
SPD 

entschuldigt 
entschuldigt 

 

Umweltbeirat 
Maximilian vom Bruch Umweltbeirat entschuldigt 
 

 
 
Gäste: 

Angela Drewes / WSI 

Antje Hellmann-Kistler / FDP 

Tobias Kiwitt / Bd. 90/Die Grünen 

 

Ca. 30 Einwohner*innen 

2 Vertreter*innen der örtlichen Presse 

 
Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden, stellt die ordnungs- und fristgerechte Ladung 
sowie die Beschlussfähigkeit des Gremiums fest und eröffnet die Sitzung. 

Er schlägt vor, den TOP 8.1 Jahresbericht Wedel Marketing als neuen TOP 4 nach vorne zu 
ziehen. Dem wird einstimmig zugestimmt. 

Es liegen keine weiteren Änderungswünsche zur Tagesordnung vor. 

Die Gremiumsmitglieder beschließen einstimmig den Ausschluss der Öffentlichkeit für 
die Beratung der nichtöffentlichen Tagesordnungspunkte 10 bis 13. 

Damit kann die Tagesordnung in der nachstehenden Reihenfolge beraten werden: 

 
Tagesordnung 

 
Öffentlicher Teil 
 
1 Einwohnerfragestunde 

 
 

1.1 Antworten der Verwaltung zu vorangegangenen Fragen 
 

 

1.2 Aktuelle Fragen der Einwohnerinnen und Einwohner 
 

 

2 Anhörung der Beiräte 
 

 

3 Öffentlicher Teil des Protokolls der Sitzung vom 09.12.2024 
 

 

4 Jahresbericht 2025 Wedel Marketing 
 

 

5 Privilegierung von Veranstaltungen in Wedel 2025 
 

BV/2024/129 

6 Haushalt 2025 
 

 

6.1 Haushaltsbegleitbeschluss zum Haushalt 2025 
 

BV/2024/132 

6.2 Antrag des Seniorenbeirates über das Haushaltsbudget des 
Seniorenbeirates der Stadt Wedel, beabsichtige Kürzung 
 

ANT/2025/001 
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6.3 Nachbesetzung offener Stellen 
Antrag der FDP 
 

ANT/2025/002 

6.4 Haushaltssatzung 2025 
 

BV/2024/094 

6.5 Stellenplan 2025 
 

BV/2024/099 

7 Umbau und Sanierung der Steinberghalle mit einer 
Zuschauerkapazität von 500 Personen in zwei 
Bauabschnitten 
 

BV/2024/130 

8 Umbau und Sanierung der Steinbergehalle – Schenkung 
Beleuchtungsanlage durch den Sportclub Rist Wedel E.V. 
(SC Rist) 
 

BV/2024/131 

9 Öffentliche Mitteilungen und Anfragen 
 

 

9.1 Bericht der Verwaltung 
 

 

9.2 Öffentliche Anfragen 
 

 

10 Verschiedenes 
 
 

 

 

Nichtöffentlicher Teil 
 
11 Nichtöffentlicher Teil des Protokolls der Sitzung vom 

09.12.2024 
 

 

12 Grundstücksangelegenheit im Bereich Lindenstraße 
 

BV/2024/120 

13 Nichtöffentliche Mitteilungen und Anfragen 
 

 

13.1 Bericht der Verwaltung 
 

 

13.2 Nichtöffentliche Anfragen 
 

 

14 Verschiedenes 
 
 

 

 

Öffentlicher Teil 
 
15 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
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Öffentlicher Teil 
 

 

1 Einwohnerfragestunde  
 

 
 

 
 

 
 
 

 

1.1 Antworten der Verwaltung zu vorangegangenen Fragen  

Es liegen keine vorangegangenen nicht beantworteten Fragen vor. 
 
 

 
 

 
 
 

 

1.2 Aktuelle Fragen der Einwohnerinnen und Einwohner  

Es werden keine Fragen gestellt. 
 
 

 
 

 
 
 

 

2 Anhörung der Beiräte  

Jugendbeirat: 
Am Planungswochenende wurde eine Streichliste mit jugendrelevanten Themen erstellt. 
Herr Zucht fragt, warum bei der ASS / Projekt StartSchule Zahlen der Schulsozialarbeit 
rausgenommen wurden und bei der EBG, die auch Teil des Projekts ist, nicht. 
Herr Scholz antwortet, es sei nichts herausgenommen. Die ASS sei namentlich benannt, 
weil sie heraussticht. Der Durchschnitt beziehe sich auf alle Schulen. 
 
Seniorenbeirat: 
Der Seniorenbeirat hat sich gegen den Verkauf von öffentlichen Liegenschaften ausgespro-
chen. Die Begründung erfolge bei neu TOP 5.2. 
 
Umweltbeirat: Der UB hat nichts zu berichten. 
 
 

 
 

 
 
 

 

3 Öffentlicher Teil des Protokolls der Sitzung vom 09.12.2024  

Der öffentliche Teil des Protokolls wird mit einer Änderung genehmigt. 
 
 

 
 

 
 

Anlage 1 Protokolländerung Öffentlich zum HFA am 09.12..2024 Süß 
 
 
 

 

4 Jahresbericht 2025 Wedel Marketing  

Frau Fahrenkrog erläutert den Bericht anhand einer Präsentation und Herr Cybulski ergänzt 
die finanzielle Seite. Frau Reinhard beantwortet Fragen direkt. 
 
 

 
 

 
 

Anlage 1 Jahresbericht Wedel Marketing 23-24 für den HFA am 20.01.25 
 
 
 

 

5 Privilegierung von Veranstaltungen in Wedel 2025 BV/2024/129 

Frau Schilling findet es leidig, dass die Tabelle Finanzielle Auswirkungen wieder nicht aus-
gefüllt war und bittet darum, das künftig zu beachten. 
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Beschlussempfehlung: 

Der Rat der Stadt Wedel beschließt, im Jahr 2025 neben dem Hafenfest folgende Veran-
staltungen zu privilegieren: Landestrachtenfest am 13. Juli 2025, Bikefest am Roland am 
16./17. August 2025, Mittelaltermarkt (Termin folgt), Weihnachtsmarkt am Roland am 
29./30. November 2025.  
 
 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 
 
 
 

 

6 Haushalt 2025  

 
 
 

 
 

 
 
 

 

6.1 Haushaltsbegleitbeschluss zum Haushalt 2025 BV/2024/132 

Herr Scholz hat dazu einige einleitende Worte. Die Maßnahmenliste wurde letzte Woche in 
den Fachausschüssen besprochen. Er verliest den geänderten Beschluss: 

„Der Rat beschließt die Maßnahmen der im Anhang befindlichen Haushaltssicherung 2028. 
Ziel der Maßnahmen ist, im Haushaltsjahr 2028 eine Ergebnisverbesserung von 9.500.000 € 
zu erreichen. 
Die Nutzenden und Betroffenen sollen bei der Erarbeitung der Konzepte und der Umset-
zung der Maßnahmen angehört und beteiligt werden. 
Die Umsetzung der Maßnahmen ist engmaschig zu begleiten. Erreichen die Maßnahmen das 
Ziel nicht, ist durch Veränderung der Maßnahmen oder durch neue Maßnahmen die Diffe-
renz zu kompensieren, um 2028 eine Ergebnisverbesserung von 9.500.000 €, zu erreichen.“ 
 
Zum weiteren Vorgehen empfiehlt Frau Drewes, die Tabelle durchzugehen. 
Für die Beschlussvorlage schlägt sie vor, den 1. Satz streichen oder ändern und einen Prüf-
auftrag beschließen. 
Der Vorsitzende stimmt zu. 
Herr Scholz sagt, die Maßnahmen müssen in den Haushalt eingepreist werden. 
Frau Drewes erwidert, es müssen Maßnahmen für 2025 beschlossen, aber auch Konzepte 
erarbeitet werden.  
Frau Süß könne heute keine konkreten Maßnahmen beschließen. 
Frau Fisauli-Aalto könne das nachvollziehen, aber wir müssen der Kommunalaufsicht etwas 
vorlegen, um den HH 2025 genehmigt zu bekommen. 
Herr Jan Lüchau plädiert dafür, über den HH im Februar zu beschließen, weil wir noch gar 
nichts Konkretes stehen haben. 
Herr Scholz verliest einen Änderungsvorschlag. Der 1. Absatz lautet dann: „Der Rat be-
schließt die im Anhang befindliche Haushaltssicherung 2028.“ 

Herr Rüdiger sagt, dass auch die Stadtsparkasse im Haushaltsbegleitbeschluss genannt wur-
de. 
Frau Blasius findet den Begriff „Maßnahme“ missverständlich und fände „Einsparziele“ bes-
ser. 
Der Vorsitzende schlägt vor, das im Lenkungsausschuss am Mittwoch zu diskutieren. 
Frau Süß sagt, es gehe aber grad um die Formulierung und sieht die Diskussion heute nur 
als Vorbesprechung. 
Frau Drewes sagt, der Rat habe die ursprünglichen Daten. 
Herr Scholz antwortet, die Änderungen kämen dann in ein „-1“-Vorlage. 
Frau Drewes bemängelt, dass beim Personal der Zielwert fehle, auf den man zusteuert, 
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also z. B. 10% weniger Personalkosten als Idee. 
Herr Scholz findet das schwierig. Bei der SKB funktioniere das nicht. Die Verwaltung habe 
sich Gedanken gemacht, was eingespart werden kann. In der Summe seien das die 1 Mio € 
bis 2028. 
Frau Süß fehlen die Zählwerte und es sei unglücklich, dass das als extra Punkt stehe. Es sei 
sinnvoll, ein Oberziel zu nennen. 
Herr Scholz würde das trotzdem gerne so lassen. Jede Abteilung könne ihre Abläufe prü-
fen. Aber mit einem Zielwert sei er einverstanden. 
Herr Fresch und die CDU-Fraktion fänden es nachvollziehbarer, wenn man ein Mittel nutzt, 
das allen zur Verfügung stehe. So wäre z. B. ein KW-Vermerk für alle sichtbar. 
Herr Jan Lüchau gibt zu bedenken, dass sich die Personalkosten auch ohne weiteres Perso-
nal durch tarifliche Steigerungen erhöhen, also müssten 20 % eingespart werden. 
Der Vorsitzende fragt, ob das eine Vorgehensweise wäre. 
Herr Scholz habe damit kein Problem, aber für die Mitarbeitenden wäre es wenig motivie-
rend. Aber für 2025 wüsste er jetzt keine Stelle. 
Frau Kaup sagt, ein KW-Vermerk heißt nicht, dass jemand umgesetzt werde. Wenn die oder 
der Stelleninhaber*in noch relativ jung ist, könne es lange dauern, bis so eine Stelle frei 
werde. Ob es trotzdem schön ist, auf einer Stelle mit KW-Vermerk zu arbeiten, sei dahin-
gestellt. 
Auf die Frage von Frau Süß, wie wir nun damit umgehen, sagt Herr Scholz, man könne über 
die Summe anstelle von Stellen steuern. 
Der Vorsitzende hält das für ein gutes Vorgehen. 
Herr Jan Lüchau sagt, es könne nicht jede einzelne Stelle beurteilt werden. Die Politik 
könne Ziele festlegen, aber sie seien keine Personalberater. 
Frau Blasius meint, der Zielwert sei dann ja im Haushalt enthalten und eingepreist. 
Herr Scholz widerspricht dem, weil das den Ergebnisplan mindern würde. 
Herr Zucht gibt zu bedenken, dass Zahlen manchmal anders erreicht werden. 
Frau Schilling könne keinen Haushalt beschließen, wenn Stellen nicht enthalten sind. 
Herr Scholz gehe davon aus, dass heute, spätestens im Februar eine Empfehlung ausge-
sprochen werden kann. Dann werde das im Haushalt angepasst und aktualisiert. 
Der Vorsitzende fände es gut zu wissen, wie sich der Haushalt verändert. 
Herr Scholz sagt zu, eine neue Veränderungsliste zu schicken. 
 
1 Globale Ausgabenkürzung /// 
2 Personalaufwendungen /// 
3 Verwaltungssteuerung 

und Service 
// 

4 Gebäudemanagement Herr Fresch finde es nicht gut, schlechte, pauschale Zah-
len zu beschließen. 
Herr Scholz sagt, es stünden gar keine Zahlen drin. 
Frau Drewes sagt, die Zusammenlegung werde geprüft. 
Man solle in diesem Sektor keine Baumaßnahmen voran-
treiben, sondern erst prüfen und dann könne es weiterge-
hen. 
Frau Süß möchte auch Zahlen haben. Sie erinnert an den 
Wunsch, vor einem HFA eine Haushaltsschulung zum The-
ma Interne Leistungsverrechnung (ILV) zu bekommen. Sie 
fragt, ob bei den Gebäuden alles zusammengefasst und 
dann durch die m² geteilt werde. 
Herr Scholz stimmt dem im Prinzip zu. Nur die Kosten für 
die SKB würden anteilig berechnet. 
Frau Süß sei immer wieder über die Höhe der ILV über-
rascht. Es gebe Kosten, bei denen es ungerecht sei, wenn 
sie auf alle umgelegt werden. Das mache die SKB sehr 
teuer. Sie bittet um einen Kostenvergleich mit anderen 
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Gemeinden. Hier würden Äpfel mit Birnen verglichen. 
Frau Blasius meint, es müsse um laufende Kosten gehen 
und nicht den Verkauf von Tafelsilber. Sie fragt, ob da 
schon Gelder eingepreist seien. 
Herr Scholz verneint. Es seien noch keine Verkaufserlöse 
eingepreist. Die Berechnung der Kosten für die Büros der 
SKB sei wie für alle anderen Büros sehr aufwendig. Die 
Kosten blieben bei der Stadt hängen. Die Vergleichbarkeit 
sei schwierig. Es sei selten eine 1:1 Beziehung. Als Beispiel 
erwähnt er den Umstand, dass Eigentümer auch für den 
Fahrstuhl zahlen müssen, auch wenn sie ihn nicht nutzen. 
Frau Drewes macht einen Änderungsvorschlag. 

5 Ordnungsangelegenheiten Frau Süß habe verstanden, dass wir nicht in Parkautoma-
ten investieren können. Sie fragt die Fraktionen, wo noch 
Parkgebühren vorstellbar wären. Man solle die Messlatte 
höher legen oder die Brötchentaste abschaffen. 
Frau Drewes sei aufgefallen, dass da nichts von Anwohner-
parken stehe. In bestimmten Wohngegenden hätte das 
sogar Vorteile für Bürgerinnen und Bürger. Aber das bringe 
noch nichts in 2025. 
Herr Zucht fragt, ob die Einnahmen von Ordnungswidrig-
keiten an die Stadt gehen. Das wird verneint. 
Frau Blasius plädiert für die Investition in Parkautomaten 
bzw. eine Lösung über eine App. 
Der Vorsitzende erinnert daran, dass im letzten Lenkungs-
ausschuss Konsens darüber bestand, das Anwohnerparken 
einzubeziehen. Das solle geprüft und damit höhere Ziel-
werte erreicht werden. 
Frau Süß bittet auch um Prüfung, ob hier höhere Zahlen 
angegeben werden können. 
Herr Waßmann merkt an, er habe sich gerade mit Herrn 
Scholz abgestimmt und diese Zahlen seien noch alt. 

6 Förderzentrum Frau Süß fragt, ob es schon Antworten auf die Fragen der 
Grünen und der SPD im BKS gibt. 
Herr Scholz sagt, die liegen beim zuständigen Fachdienst 
zur finalen Beantwortung und würden spätestens zur Fe-
bruar-Sitzung verteilt. 

7 Schulsozialarbeit Herr Zucht findet die Schülerzahlen interessant. Die Schul-
sozialarbeiter*innen betreuen nicht nur die SuS, sondern 
auch Lehrende, Eltern und haben noch zusätzliche Aufga-
ben. Nun habe der LRH ein Dokument veröffentlicht, das 
besage, der Kreis zahle zu wenig Zuschüsse an die Städte 
für die SSA. Er fragt, ob dieses Geld nicht einzuholen wä-
re. 
Herr Scholz antwortet, dass wir den Kreis nicht verpflich-
ten können. Der Kreis habe beschlossen, den Zuschuss für 
2025 und die Folgejahre zu streichen. 
Die designierte Bürgermeisterin ergänzt, dass es viele 
Punkte gebe, bei denen die Städte von Kreis, Land und 
Bund allein gelassen werden und immer mehr Leistungen 
übernehmen müssen. 
Herr Zucht sieht ein, dass es dann nicht unsere Schuld sei. 
Herr Scholz meint, das helfe uns aber nicht weiter. Wir 
müssen uns dem stellen und den Haushalt ausgleichen. 
Frau Drewes kann die Zahlen schwer nachvollziehen und 
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fragt nach der Höhe der ILV. 
Herr Scholz sagt, es verhalte sich wie in allen anderen 
Bereichen. Die 622.000 € Steuerungsleistungen müssen wir 
tragen. Der Durchschnitt liege bei 312 SuS pro Vollzeitstel-
le. Im Kreis seien es 428 SuS pro VZS. 
Herr Zucht sagt, die Zahlen seien richtig, aber nur theore-
tisch. Die SSA des JRG war im BKS. Sie arbeiten am Limit, 
weit über der Belastungsgrenze. Andere Kommunen stün-
den besser da. 
Frau Hellmann-Kistler findet es schwierig, die SSA mit ei-
nem Durchschnitte zu belegen. Die FDP habe sich da sehr 
stark gemacht. Sie bittet, diese Liste als Prüfauftrag zu 
nehmen. 
Der Jugendbeirat sei sich bewusst, dass Geld gespart wer-
den müsse, ist aber auch der Meinung, dass SSA sehr wich-
tig und zum Teil vertrauenswürdiger ist als die Lehrer. SSA 
geht über die Grenzen hinweg und übernehmen Aufgaben 
von Therapeuten, selbst Großeltern wenden sich an sie. 
Daher sagt der Jugendbeirat, Sparen gehe hier gar nicht. 
Der Vorsitzende dankt für das Engagement. Es sei aber der 
Auftrag, den Landesdurchschnitt anzupassen. 
Frau Süß habe der Ansprache der designierten Bürgermeis-
terin zugehört. Wir müssen sparen, aber nicht bei der un-
teren Schicht. Sie meint, es müsse alles geprüft werden, 
aber hier sei besonders nachzudenken und ggf. andere 
Möglichkeiten gefunden werden. 
Frau Drewes bittet darum, die Standards anderer Kommu-
nen vorgelegt zu bekommen. 

 Schulsozialarbeit /// 
8 Musikschule Der Jugendbeirat habe geprüft und findet, dass die Dop-

pelraumnutzung in der Musikschule schlecht sei. Da könne 
man besser den Bunker unter dem JRG nutzen. Die Räume 
seien schallgeschützt. 

9 Volkshochschule Der Jugendbeirat findet eine Verlegung der VHS in die 
Schulen sehr gut machbar unter Berücksichtigung der 
Lehrpläne. Schwierig werden die BAMF-Kurse am Vormit-
tag 
Frau Süß teilt mit, dass das Gebäude ABC-Straße für den 
Katastrophen-Notfall dienen soll. Und Sporthallen als Er-
gänzung, ergänzt Herr Waßmann. 

10 Stadtbücherei Der Jugendbeirat sieht dies als möglich an, wenn geprüft 
werde, dass die Schulbibliotheken erhalten bleiben und 
durch Eltern und Lehrende unterhalten werden. Das Aus-
leihsystem könne man einsparen. 
Frau Hellmann-Kistler sagt, das sei an der GHS schon seit 
langem so. Der Hauptteil werde ehrenamtlich geleistet. 

11 Hilfe für Wohnungslose Herr Scholz nennt als Beispiel eine Härtefallregelung im 
Sozialausschuss, worauf Frau Schilling daran erinnert, dass 
der letzte Sozialausschuss nicht getagt habe und der Punkt 
deshalb nicht so aufgenommen werden könne. Der Vorsit-
zende ergänzt, dass nur „inoffiziell“ darüber gesprochen 
wurde. 
Herr Waßmann sagt, die Verwaltung habe die Fragen auf-
gegriffen und gibt Infos. Zurzeit gibt es 18 Fälle, in denen 
die Bewohner die Kosten der Unterbringung selbst zahlen. 
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Herr Fresch möchte wissen, wer partizipieren soll.  
Herr Scholz antwortet, es wurden Beispiele genannt 
Frau Schilling sagt, es wurde berichtet, dass so ein Härte-
fall nur theoretisch sei. Dann mache es doch keinen Sinn. 
Herr Scholz erwidert, dass es so einen Fall momentan 
tatsächlich nicht gebe, was aber nicht ausschließe, dass es 
künftig solche Fälle geben könnte. Er schlägt vor, diese 
Fälle über im Einzelfall über einen Erlassantrag zu regeln. 
Eine abschließende rechtliche Prüfung stehe aber noch 
aus. 
Frau Süß bemerkt die Zahlen: 18 Betroffene sollen 80.000 
€ einsparen? 
Herr Scholz korrigiert, es seien nicht 18 Härtefälle, son-
dern 18 Selbstzahlende. 
Frau Blasius habe eine umfangreiche Anfrage dazu ge-
stellt, wieviel % sie bezahlen müssen, aber keine Antwort 
bekommen. Ihr sei das noch nicht so klar. Geht das bis 35 
€/m²? 
Herr Fresch rät davon ab, die Härtefallregelung mit rein-
zunehmen, nur weil rein hypothetisch der Fall irgendwann 
mal eintreten könnte. 
Der Vorsitzende würde den Punkt erstmal so stehen las-
sen. 
Frau Heyer fragt nach der Gleichbehandlung. 
Frau Gärke antwortet, dass Härtefälle im Gesetz geregelt 
seien. Da die Unterkunftskosten sehr hoch sind, werde 
jede Unterkunft für sich betrachtet und berechnet. Das 
Ziel sei, dass die Menschen eine eigene Wohnung bekom-
men.  

12 Stadtteilzentrum Frau Süß regt an, über Vermietung nachzudenken. Ihr feh-
le aber die Fantasie, in welchen anderen Räumen die An-
gebote stattfinden könnten. 
Frau Drewes habe darüber auch nachgedacht. Das Grund-
stück gehöre der Stadt. Sollen dort Wohnungen gebaut 
werden? Dies sei ein weitergehender Prüfauftrag. 
Herr Scholz sagt, die Einpreisung sei nicht zwingend vor-
gegeben. 

13 Zuschussangelegenheiten /// 
14 Wohngeld /// 
15 Jugendarbeit Herr Zucht fragt sich, was das ist und ist sich nicht sicher, 

an welchem Teil gespart werden soll. Er bittet um Erläute-
rung. 
Die designierte Bürgermeisterin klärt auf, dass es sich um 
Ferienfreizeiten und das 5-Städte-Heim handelt. 
Frau Blasius sagt, es sei mal gedacht für Familien mit ge-
ringem Einkommen, aber es gebe kaum Nachfragen. Es 
gebe auch Probleme bei der Unterbringung. 

16 Tageseinrichtungen für 
Kinder 

Frau Drewes hat eine Frage zur Formulierung. 
Auch Herr Zucht fragt, ob der Antrag sprachlich gerecht 
wäre, da es viele Eltern mit Sprachbarrieren gebe. 
Frau Hellmann-Kistler kann berichten, dass Frau Becker 
dazu Gespräche geführt habe. 
Der Vorsitzende bittet um Prüfung der Formulierung. 

17 Tageseinrichtungen für 
Kinder 

Frau Blasius fragt, wie das im BKS gelaufen ist und Frau 
Süß findet die Sache schwierig, weil wir nicht wissen, was 
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da auf uns zukommt. 
Der Vorsitzende bittet die Add-Ons mit Summen zu bele-
gen und eine Liste zu verschicken. 
Herr Waßmann sagt das zu. 

18 Schulkinderbetreuung Frau Süß findet die Formulierung im letzten Satz unglück-
lich. 
Herr Fresch sagt, es gehe hier nicht um Container, sondern 
um das Highlight und das FÖZ. Es sei wichtig zu bekennen, 
dass 2028 das Ziel ist. 
Herr Zucht merkt an, dass die SuS gewandert seien. Es 
wäre so nur eine Umkehrung des Beschlusses von vor 9 
Jahren. 
Frau Fisauli-Aalto sieht das nicht so und erklärt den Zu-
stand. Es bedarf Konzepte, was möglich ist, unter Beteili-
gung aller. 
Frau Blasius sieht das Ziel bis 2028 das Highlight zu nut-
zen. Ansonsten bestünde die Gefahr, dass wir Zuschüs-
se/Fördermittel zurückgeben müssen. Eine Wirtschaftlich-
keitsberechnung kann klären, ob die SKB ggf. sogar länger 
an dem Standort bleiben kann. 
Frau Fisauli-Aalto erläutert die Entstehung des Standortes 
Highlight aufgrund der Raumnot in der ATS. Durch Förder-
mittel ergebe sich eine gewisse Abhängigkeit. 
Herr Scholz gibt zu bedenken, dass die Liste seit Anfang 
Dezember in Umlauf ist. Da war der Sommer längst vorbei 
und Aufträge erteilt. Das sei der Zeit geschuldet. 
Fördermittel müssen immer anteilig zurückgezahlt wer-
den. Da müsse man berechnen, wann sich was rentiere. 
Aber das Ziel bleibe, auch wenn es sich wirtschaftlich 
nicht darstellen lasse. 
Frau Drewes merkt an, dass die Fördermittel explizit an 
die SKB gebunden seien. Sie bittet das noch mal zu prüfen. 

19 Schulkinderbetreuung Frau Blasius fragt, ob da schon was im Haushalt ist. Herr 
Scholz verneint dies. 

20 Kinder- u. Jugendzen-
trum 

Der Jugendbeirat befürwortet die Prüfung dieses Punktes. 

21 Die Villa Herr Scholz macht dazu einen neuen Verwaltungsvor-
schlag. Die Beschreibung der Maßnahme wird um folgende 
Sätze ergänzt: „Zu prüfen ist, wo das gesamte Angebot 
der Villa anderweitig in städtischen Räumen stattfinden 
kann. Alternativ kann die Ergebnisverbesserung über zu-
sätzliche Erträge oder über Sponsoring erfolgen. 
Frau Süß würde die Villa auch grundsätzlich stehen lassen. 

22 Spielplätze Der Jugendbeirat findet die Kinderbeteiligung hier sehr 
relevant. 
Herr Scholz schlägt vor, bei 4 Spielplätzen die Geräte ab-
zubauen, die Flächen aber zu belassen und die Nutzenden 
im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten zu beteiligen. 
Frau Süß fragt, wie man überprüfen will, dass das Geld 
auch eingespart werde. Für Herrn Scholz ist das haushalts-
technisch einfach, denn es tauche weniger im Budget auf. 

23 Sportstätten Frau Süß sagt es gehe darum, dass die Halle beim Erwach-
senensport vermietet werden soll. Der TSV bezahle Miet-
kosten für die Geschäftsstelle am Hasenkamp, der SC Rist 
hingegen keine Mietkosten für die Geschäftsstelle in der 



Öffentliches Protokoll der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
20.01.2025 

Seite: 11/16 
 

 

Steinberghalle. 
Herr Waßmann stimmt zu und sagt, dass man auch dort 
verbindlich werden müsse, also prüfen, ob die baulichen 
Nutzungen rechtmäßig sind und dann über Entgelte ver-
handeln. 

24 Kombibad Wedel Herr Zucht hat dazu die Idee, dass ein Teilverkauf Geld 
bringen würde, z.B. eine Firma kauft die Halle. 

25 Gestaltung der Umwelt /// 
26 Stadtsparkasse Wedel Herr Rüdiger fragt, wie die Summe 200.000 € jährlich, die 

vom Verwaltungsrat bestimmt wird, zustande kommt. 
Herr Scholz sagt, das sei der Durchschnitt der letzten 5 
Jahre, über die der Verwaltungsrat und nicht die Stadt 
entscheidet. 
Frau Drewes sieht das ein bisschen wie Augenwischerei. 
Frau Blasius fragt, ob das hier beschlossen werden darf. 
Das wird verneint. Sie meint, dann müsse der Punkt raus. 
Herr Fresch findet es schwierig, Wünsche in das Papier für 
die Kommunalaufsicht zu schreiben. 
Herr Scholz weist darauf hin, dass auch noch andere Posi-
tionen enthalten sind und es sein kann, dass der Verwal-
tungsrat eine andere Entscheidung trifft. 
Die designierte Bürgermeisterin schlägt vor aufzunehmen, 
dass der HFA appelliert, um somit ein Signal für die Kom-
munalaufsicht zu setzen. 
Der Vorsitzende hält einen Appell schwierig. 
Besser sei zu sagen, dass es dem Verwaltungsrat obliege 
zu entscheiden. 
Frau Schilling sieht darin eine Beschönigung des Haushal-
tes. 
Herr Scholz sagt, die Mitglieder des Verwaltungsrates sei-
en in ihrer Entscheidung frei, wüssten aber auch von der 
Haushaltslage. Und 1/3 der Mitglieder seien Verwaltungs-
mitarbeitende. 
Herr Fresch möchte seinen Beitrag als Anlage sehen. 
Der Vorsitzende lässt abstimmen, ob der Punkt rausge-
nommen werden soll. Das Ergebnis ist einstimmig. 

27 Stadtwerke Wedel GmbH Herr Scholz sagt, bei den Stadtwerken verhalte es sich 
ganz anders, dort können wir bestimmen. Wenn wir be-
schließen, dass die Stadtwerke ausschütten, dann ist das 
auch so. Wenn der Rat beschließt, die Stadtwerke zu li-
quidieren, dann habe der Verwaltungsrat die Pflicht, das 
umzusetzen. 
Frau Süß merkt an, dass unabhängig davon die Zahlen 
nicht stimmen. 2025 sehe aus wie die letzten 3 Jahre. 
Das sei der CDU auch schon aufgefallen. Herr Lüchau 
fragt, welches Eigenkapital gemeint sei. 
Herr Scholz geht vom gesamten Eigenkapital und einer 
Mindestausschüttung von 3% aus. Das müsse in Gesprächen 
mit der Geschäftsführung geklärt werden. Die Stadt sei auf 
die Ausschüttung angewiesen. Unter Umständen sei auch 
eine Eigenkapitalerhöhung möglich. Das könne gern auch 
noch im nichtöffentlichen Teil besprochen werden. 
Frau Fisauli-Aalto gibt eine grundsätzliche Erklärung. Es 
wurde für Kiel eine Tabelle erstellt und überlegt, was 
möglich sein könnte. Dabei wurden alle Möglichkeiten in 
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Betracht gezogen. Wir brauchen vereinte Kräfte. Wer bes-
sere Ideen oder Rechenbeispiele hat, soll sie bitte nennen. 
Herr Fresch regt an: 
1.) Zahlencheck bis zur nächsten Beratung 
2.) Stellungnahme der Gesellschaft 

28 Sponsoring /// 
29 ÖPP /// 
30 Erhöhung Grundsteuer /// 
 
Frau Drewes ist zudem folgendes aufgefallen: 

1.) Bis 2028 sei der Ratsbeschluss zur Bettensteuer noch nicht umgesetzt 
2.) Im Lenkungsausschuss wurde angeregt, die Straßenausbausatzung wieder zu aktivie-

ren. 
3.) Der Beschluss von 2023 zur Erhöhung der SKB-Gebühren um 10 % ist nicht umgesetzt 

 
Herr Scholz antwortet: 

1.) Die Bettensteuer ist für 2025 bis 2028 eingepreist, wird aber nicht erhoben 
2.) Dazu gibt es keine Beschlusslage. Aktuell gibt es keinen Straßenausbau aus Haus-

haltsgründen. Ohne den Ausbau von Straßen können auch keine Ausbaubeiträge er-
hoben werden 
 

Herr Fresch fragt, mit welcher Summe kalkuliert wurde und ob eine Freigabe in 2025 sinn-
voll sei. 
Die Justiziarin teilt mit, die Beherbergungssteuersatzung (Bettensteuer) liege gerade bei 
ihr zur Prüfung und werde am Dienstag besprochen. 
Herr Waßmann antwortet zur SKB, dass das Land im Mai Finanzierungsrichtlinien erstellen 
werde und die Stadt sich dann damit beschäftigen werde. 
Frau Hellmann-Kistler sagt, das sei die Erhöhung der vergangenen drei Jahre. Es wurde 
mehrmals um Anpassung der Elternbeiträge gebeten und das habe mit dem Beschluss des 
Landes nichts zu tun. 
 
Der Vorsitzende beantragt, diesen TOP in den nächsten HFA zu vertragen. 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 
 
 
 

 

6.2 Antrag des Seniorenbeirates über das Haushaltsbudget des 
Seniorenbeirates der Stadt Wedel, beabsichtige Kürzung ANT/2025/001 

Herr Meyer-Lomberg erläutert den Antrag. Der Sozialausschuss hat nicht getagt. Der Senio-
renbeirat möchte über die Variante b (1000 €) abstimmen lassen. 
Frau Blasius fragt, ob alle Beiräte die gleichen Zuschüsse bekommen. 
Dies wird von Seiten der Verwaltung verneint. 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Rat beschließt, den finanziellen Ansatz im Haushalt für den Seniorenbeirat der Stadt 
Wedel auf 1.000 € zu reduzieren. 
 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 
 
 
 

 

6.3 Nachbesetzung offener Stellen ANT/2025/002 
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Antrag der FDP 

Frau Schilling ist unglücklich über die Aussage im Sozialausschuss, die FDP sei für Einstel-
lungsstopps. Sie verliest den Antrag. Das Datum könne verschoben werden. 
Frau Süß unterstützt den Ansatz. Aber die FA sollen separat beraten, weil sie sich nicht 
anmaßen will, ob eine Stelle relevant ist oder nicht. 
Die CDU habe das lange diskutiert, sagt Jan Lüchau. Man müsse in die Aufgabenkritik kom-
men und offene Fragen klären. Er plädiert für eine Verschiebung in den nächsten HFA, um 
Fragen auszuformulieren. Er fragt nach der Erwartungshaltung der Verwaltung. 
Frau Fisauli-Aalto sagt, dass grundsätzlich immer erhöht wurde, weil Leistungen dazuge-
kommen seien. Es gebe einen Stufenplan (Prozess) bei der Nachbesetzung von Stellen, den 
sie kurz beschreibt. Es sei nicht so, dass jede freie Stelle sofort ausgeschrieben werde. 
Herr Rüdiger wird dem Antrag nicht zustimmen. Die Verwaltung solle das entscheiden. 
Frau Süß meint, durch die Beratung in den Ausschüssen verzögere sich alles. Sie plädiert 
für die Regelung ab einer bestimmten Tarifgruppe. 
Frau Drewes gefalle die Antwort von Herrn Lüchau. Es sei wichtig, einen Blick dafür zu be-
kommen und den Antrag noch einmal nach zu schärfen. 
Frau Hellmann-Kistler sei handlungsbereit, was die Summe angehe und habe kein Problem, 
das in den Februar zu schieben, bittet aber um umfassende Information über die Personal-
situation. Eine Entscheidung sei wichtig. 
Frau Fisauli-Aalto sagt, es werde über den Stellenplan gesteuert. Sie möchte ungern dem 
Antrag widersprechen müssen, weil er rechtlich nicht zulässig ist. 
Frau Blasius äußert den Wunsch zur Aufgabenkritik. Wenn alle Aufgaben aufgelistet wer-
den, kann dabei herauskommen, dass mehr Stellen gebraucht werden. Das sei schwierig. 
Herr Fresch würde gerne nachvollziehen, was an dem Antrag nicht zulässig ist. 
Frau Fisauli-Aalto sagt, es sei Aufgabe der Leitung, die Stellen zu besetzen. 
Die Justiziarin ergänzt, dass die Stadt eine haushaltslose Zeit habe. Der genehmigte Stel-
lenplan sei das Handlungsinstrument der Bürgermeisterin. Wenn eine Stelle nicht besetzt 
ist, laufe ein Stufenplan ab. Bis zur Entscheidung des Rates über den Stellenplan könne der 
Rat alles hinterfragen. 
Der Vorsitzende schlägt Vertagung dieses TOPs vor. 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 

6 Ja / 5 Nein / 0 Enthaltung 
 
 
 

 

6.4 Haushaltssatzung 2025 BV/2024/094 

Der Vorsitzende beantragt Vertagung. 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 
 
 
 

 

6.5 Stellenplan 2025 BV/2024/099 

Frau Süß beantragt Vertagung. 
 
 

 

Abstimmungsergebnis: 

Einstimmig 
 
 
 

 

7 Umbau und Sanierung der Steinberghalle mit einer Zuschau-
erkapazität von 500 Personen in zwei Bauabschnitten BV/2024/130 
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Nach kurzer Aussprache über das Prozedere wird folgende Beschlussempfehlung ausgespro-
chen: 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Rat der Stadt Wedel beschließt den Umbau und die Sanierung der Steinberghalle in 
zwei Bauabschnitten, Bauzeit 1 x ca. 12 Monate, 1 x ca. 6 Monate mit einer Zuschauerka-
pazität von 500 Personen durchzuführen.  
 
 

Abstimmungsergebnis: 

10 Ja / 0 Nein / 1 Enthaltung (Frau Süß) 
 
 
 

 

8 Umbau und Sanierung der Steinbergehalle – Schenkung Be-
leuchtungsanlage durch den Sportclub Rist Wedel E.V. (SC 
Rist) 

BV/2024/131 

Die Vorlage liegt noch nicht vor. 
Die Justiziarin berichtet, dass man sich noch mal mit Herrn Guzielski getroffen und heute 
erfolgreich geeinigt habe. Das fließe in die Beschlussvorlage für den Rat ein. Es werde 
nicht von Beträgen, sondern Leistungen gesprochen, weil es sich um eine Schenkung han-
delt. 
 
 

 
 

 
 
 

 

9 Öffentliche Mitteilungen und Anfragen  
 

 
 

 
 

 
 
 

 

9.1 Bericht der Verwaltung  

Die Verwaltung hat nichts zu berichten. 
 
 

 
 

 
 
 

 

9.2 Öffentliche Anfragen  

Herr Wöstmann fragt: 
1.) Wer bekommt die Anlegegebühr für das Kohleschiff? 
2.) Wie hoch sind die Anlegegebühren im Schulauer Hafen? 

Herr Baehr antwortet: 
1.) Der Kohleanleger des Kraftwerkes gehöre dem Kraftwerk und werde auch ausschließlich 
für das Kraftwerk genutzt. 
2.) Antwort der Stadt- und Landschaftsplanung: 
Im Schulauer Hafen werden keine Anlegegebühren erhoben.   
Es gibt keine Gebührensatzung für den Schulauer Hafen. Diese wird sicherlich erarbeitet 
werden, sobald neben dem Traditionsanleger weitere Anlegemöglichkeiten hergestellt 
wurden. Für das Anlegen am Traditionsanleger im Schulauer Hafen wird derzeit kein Anle-
geentgelt erhoben. 
Für das Anlegen am Ponton „Willkomm Höft“ sind Anlegeentgelte entsprechend der Größe 
des jeweiligen Schiffes gemäß Schiffsattest zwischen 25,00 und 75,00 € pro Anlegevorgang 
zu zahlen. 
 
Frau Süß hat eine Frage zum Parkautomaten gegenüber der Polizei. Dieser sei seit Wochen 
kaputt und man könne dort mit der Parkscheibe parken. Auch in der Bahnhofstrasse seien 



Öffentliches Protokoll der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 
20.01.2025 

Seite: 15/16 
 

 

einige Automaten kaputt. Das sollte geändert werden. 
Frau Fisauli-Aalto sagt, der Automat in der Gorch-Fock-Straße sei nutzbar. Sie werde aber 
mit dem Ordnungsamt sprechen 
Herr Waßmann ergänzt, dass die Verkehrsaufsicht sich den Zustand der Automaten online 
anschauen könne. Die Automaten würden aber nicht mehr regelmäßig mit Ersatzteilen ver-
sorgt. 

Herr Rüdiger spricht an, dass neue Bescheide für die Grundsteuer B verschickt wurden. Ihm 
sei dabei aufgefallen, dass bei Bescheiden der Betreff sowie der Meßbetrag und der Hebe-
satz fehlen. Zudem gingen sie nicht an den Steuerpflichtigen, sondern an andere Bürger. 
Herr Baehr antwortet, dass die Bescheide alle an die Grundstückseigentümer*innen gehen, 
auch wenn eine Immobilie mehreren Personen gehört. Alle Eigentümer haften nämlich für 
die Grundsteuer gesamtschuldnerisch.  
Natürlich wird in den Bescheiden ein Betreff und die Messbeträge und der Hebesatz ge-
nannt. Die genannten Fehler seien ihm neu. Er bietet Herrn Rüdiger an, zu ihm ins Büro zu 
kommen. 

 

Es werden keine weiteren Anfragen gestellt. 

 

Anschließend bedankt sich der Vorsitzende bei der Öffentlichkeit und schließt diese für die 
Beratung der nichtöffentlichen Tagesordnungspunkte aus. 
 
 

 
 

 
 
 

 

10 Verschiedenes  

Entfällt. 
 
 
 

 
 

 
 
 

Öffentlicher Teil 
 

 

15 Unterrichtung der Öffentlichkeit  

Die Vorsitzende stellt die Öffentlichkeit wieder her und informiert über die im nichtöffent-
lichen Teil getroffenen Beschlüsse. 

     TOP 11 Grundstücksangelegenheit im Bereich Lindenstraße BV/2024/120 

 
 

Beschlussempfehlung: 

Der Rat der Stadt Wedel beschließt, den Verkauf eines mit einem Doppelhaus bebauten 
und mit zwei Wohnungserbbaurechten belasteten, Teilstück aus einem städtischen Grund-
stück an den Erbbauberechtigten. 
Sämtliche im Zusammenhang mit der Vertragsdurchführung, Vermessung und Rückbau der 
Garagen entstehenden Kosten trägt der Käufer. 
 
Abstimmungsergebnis: Einstimmig 

 

 

Anschließend bedankt sich die Vorsitzende bei den Anwesenden und schließt die Sitzung. 
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